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« ezugSpreiSr «iert-ljShrlich « IS durch die Post im Gebiete der deutfchen Postverwaltung ausfchließlich Bestellgeld S S« » — Einzelnummer 1» — « nzeigengedühr - die 7mal gespalten «Pelitzeile oder deren Raum SS H zuzüglich »0 »/» Teuerungszufchlag. Briefe und Gelder frei. Bei Wiederholungen tarifsester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, « enn nicht binar» vierWochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Bei Klagrerhebung, zwangsweiser Beitreibung und Konkursverfahren fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Fall« von höherer Gewalt. Streik, Sperre^« uSsperrung, Maschmenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb« -der in denen unserer Lieferanten hat der Inserent keine Ansprüche , fall« di» Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange -der nicht erscheint. — Kürtelephonische Abbestellung von Anzeigen wird kein« Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und »S wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Amtlicher Teil .
Branntweinmonopol .

^Anmeldung derfreigelLpflichtigen Betriebe ).
— Am 1 . Oktober ist das Gesetz über das Branntwein¬

monopol in Kraft getreten .
Nach diesem Gesetz unterliegt aller Trinkbranntwein, der

nicht von der Monopolverwaltung hergestellt ist, einer beson -
deren Abgabe , dem Freigeld , das durch Aufkleben eines
Steuerzeicĥ e auf die Flaschen odgl . entrichtet wird. Das
Steuerzeichen ist vom Hersteller anzubringen, bevor die ver¬
schlossenen Flaschen udgl . aus der Füllstätte entfernt werden .

Wer Trinkbranntwein gewerbsmäßig herstellt ,
(Brennereibesitzer , Destillateure, oder andere Gewerbetrei¬
bende ) , dadurch, daß er den auf der eigenen Brr .'nerei her-
gestellten oder aus einer fremden Brennerei bezogenen Brannt.
wein auf Trinkstärke verdünnt und in Flaschen odgl . abfüllt
oder dadurch, daß er aus fremden Brennereien bezogenen, be¬
reits verdünnten Branntwein nur in Flaschen abfüllt, mutz
seinen Betrieb alsbald bei der zuständigen
Bezirksstolle (Hauptsteueromt , Finanzamt
anmelden . Zur Anmeldung sind auch verpflichtet die
Wrennereibesitzer und Stoffbesitzer , die nur einen Teil des von
ihnen hergestellten Branntweins als Haustrunk verwenden
und den andern Teil ihres fertigen oder halbfertigen Erzeug,
niffes im Kleinverkanf oder im Ausschank selbst'absetzen oder sonst in den Verkehr bringen wollen.

Von der Pflicht zur Anmeldung befreit sind nur Brennerei¬
besitzer, die den hergestellten Trinkbranntwein lediglich als
Haustrunk verwenden .

Die Anmeldung ist in doppelter Fertigung abzugeben.
Unterlassung der vorgeschriebenen Anmeldung wiro bestraft.
Nähere Auskunft erteilen die Bezirks st euer st eilen

(Hauptsteuerämter , Finanzämter) , bei denen auch die Vor¬
drucke für die Anmeldungen abgegeben werden .

Die Sparprämienanleibe .
L . k. W. Die neue Sparprämienanleihs ist ein Versuch zur

Ordnung der Finanzen. Das zeigt schon die Begrenzung der
Anleihe auf den Betrag von 5 Milliarden Mark , wahrend
daL Reich die Berechtigung hat, Anleihe bis zu 9 Milliarden
'"^

Spar -Prämienanleihe, im Namen liegt schon die Abficht.
Unumwunden hat der Finanzminister zugegeben̂ daß die Aus-
Nutzung des Spielbetriebs durch die Prämienanslosung be¬
denklich sei, daß aber der Schaden nkehr als ausgeglichen wird
durch den Spargedanken , der — wie im Wort schon — im
Vordergrund steht

Die Anleihe ist eingeteilt in 5. Millionen Prämienlose von
je 1000 Mark. Sie zerfällt in 5 Reihen von je 12500 Serien
und jede Serie enthält 400 Nummern.

Die Gewinnverlosung findet zweimal jährlich statt und zwar
werden jedesmal»L5VO Gewinne ausgelost, d . h . auf jede Serie
ein Gewinn im Halbjahr , 2 Gewinne im Jahr . Der Gesamt-
betrag jeder Ziehung ist — 25 Millionen Mark im Jahre
also — 50 Millionen Mark .

Die Art der Gewinn? bei einer Ziehung zeigt der folgende
Gewinnplan:

5 Gewinne zu M. 1000000 M . 5000000
5 500000 — „ 2500000
5 300000 -- ., 1500000
5 „ 200000 — „ 1000000

10 150000 -- . 1500000
20 100000 -- . 2000000
50 „ „ 50000 -- . 2500000

100 25000 -S „ 2500000
200 10000 -- . 2000000
300 „ 5000 » 1500000
400 3000 -- » 1200000
400 2000 -- . 800000

1000 1000 -- „ 1000000
2 500 Gewinne -- M . 25000000

, Diese Prämien unterliegen nur einer Gewinnsteuer v'10 Prozent, find dagegen im Gewinnjahr frei von der Einkoi"" "steuer. der Kapitalertragssteuer und der BermögenSzwachssteuer und werden in den folgenden Jahren nicht ande
Hu* S ^ uer herangezogen , als wie ein bereits vorhandenBestandteil des Vermögens. Die Vermögenszuwachssteufindet also keine Anwendung auf die Gewinne.Die Gewinnauslosung ist aber nicht die einzige Art t
Araune . Es finden außerdem sogenannte Tilgungsziehungstatt . Der Besitzer eines Sparprämienstücks , das dabei heran*ommt , erhalt dann entweder seinen Zeichnungsbetrag zzüglich Mark für zedeS abgelanfene Jahr ausbezahlt odaber nocheinen Zuschlag, Bonus genannt, der vom 1 . bis !Jahre 1000 .— Mark, vom 31 . bis 40 . Jabre 2000 — Mound vom 41 . bis 80 Jahre 4000 .- Mark beträgt. Wer z.bei der Tilgungsziehung am Ende des 10. Jahres ohne Bon^ rauskmnmt , erhält also 1500— Mark ausbezahlt, mit T-ms 2o00 .— Mark . ^

Vom 20 . Jahre ab steht es dem Besitzer frei, die Rückzahlung
seiner Stücke zum Tilgungswert, d^ h. zum Nennwert, ein¬
schließlich der für alle Stücke geltenden jährlichen Zuschläge
von 50.— Mark unter Abzug von 10 Prozent zu verlangen.
Einzuhalten ist eine Kündigungsfrist von einem Jahr, doch
können die Stücke natürlich jederzeit — auch vor Ablauf der
festgesetzten Frist — an der Börse verkauft werden . Jeden-
falls müssen für jedes Stück am Ende des M. Jahres min¬
destens 1800 .— Mark ausgezahlt werden . Än der Gewinn¬
chance sind nun beteiligt bei Zusammenziehuüg von PräMtzn-
und Bonusgewinn 58 Prozent der ausgegebenen Stücke , sodaßmindestens jedes zweite Los daran teilnimmr.

Angenommen, jemand besitzt 10 Stücke, davon sind am Ende
des 20 . Jahres — gering gerechnet — 1 Stück bei der Til¬
gungsziehung (Amortisationsziehung) , 1 Stück im Laufe der20 Jahre n ' einem Bonus herausgekommen , so erhält der
Besitzer bei szahlung zu diesem Termin für diese beiden
Stücke zusammen 5000 Mark (2 mal 2000 .- s- 1000 .— MarkBe ' ) und für jedes der 3 anderen 1800 .— Mark « 14 400
Mu . . zusammen 19 400 .— Mark, abgesehen von der fast sicherzu erwartenden Kurssteigerung , die bei 10 Prozent z. B. den
Betrag auf 20 952 Mark erhöhen würden .

Der Charakter als Sparanleihe wird selbst dann gewahrt,wenn das Stück weder Prämien - noch Bonusgewinn erzielt
hat : denn am Ende des 20 . Jahres entspricht der Wert der
Auszahlung einer Kapitalsanlage zu 3 Prozent mit ZinS und
Zinseszins . Die Sparkasse zahlt wohl auch 3—8)4! Prozent,eS gehen davon aber wieder ab 0Z Prozent Einkommen- und
1 Prozent Kapitals-Ertragssteuer ab, sodaß die tatsächlicheVerzinsung etwa nur 1,8—2,1 Prozent beträgt. Mit Verzin-
sung hat ein Stück Sparprämienanleihe nach dem 30. Jahreeinen Wert von 2 240.— Mark, nach dem 40. von 2 700 Mark
usw. An der Verlosung nehmen alle nicht getilgten Stücketeil, also auch immer wieder die bereits früher mit einem Ge¬winn gezogenen.

Vbn der Erbschaftsbesteuerung bleiben ohne weiteres frei25 Stück Sparprämienanleihe, wie hoch ihr tatsächlicher Wert
inzwischen auch gestiegen sein mag. Es können weiterhin 10
Stück für jeden Erben frei von Erbschastsbesteuerung ge¬macht werden , wenn sie bei der Reichsbank auf den entspre¬chenden Namen hinterlegt werden . Zur Kapitalertragssteuerwird das Stück nur in Höhe des Tilgungswertes, nicht desVerkaufswertes herangezogen l Es ist anzunehmen, daß dieSparprämienanleihe infolge dieser Vorteile für den Einzelnensehr begehrt und überzeichnet wird . Damit nun nicht etwader kleine Zeichner Gefahr läuft, keine Stücke zu erhalten,ist verfügt worden , daß die Zeichner von 1—5 Stücken vor -
weg befriedigt werden . Die Vorteile für den Zeichner find os-
fensichtlich, welche Vorteile aber genießt die Allgemeinheit,das Reich, durch die Sparprämienanleihe? Vor allem deneiner Milderung seiner Zinsschuldenlast . Die Ausgabe der
Sparprämienanleihe erfolgt nur an die Besitzer der Spro -zentigen Kriegsanleihe, ohne Rücksicht darauf, ob sie durchSelbstzeichnung oder Erwerb in ihren Händen ist. Undzwar ist die Hälfte des wirklichen Wertes in Kriegsanleihe
(auch Reichsschuldbucheintragung , nicht Schatzanweisung! ) zuerlegen, die Hälfte in bar. Die Kriegsanleihe wird zum Nenn¬wert gerechnet, was bei einem Kurs von 80 Prozent bedeutet,daß die Sparprämienanleihe nur 90 Prozent kostet. Das
Reich aber erhält 2)4 Milliarden in bar und vermindert: denUmlauf der Kriegsanleihe um 2)4 Milliarden, d. h. es erspartjährlich 125 Millionen L^ark Zinszahlung.

Die Kosten der neuen Anleihe sind für das Reich im Durch¬
schnitt der 80 Jahre auf 4)4 Prozent berechnet, sodaß einweiterer, nicht hoher Gewinn für das Reich zu erwarten ist.Es handelt sich, wie bereits gesagt, um einen Versuch. Beigünstigem Ausfall kann die Erfahrung, die jetzt gesammeltwird , bei einer neuen gleichartigen Anleihe in größerem Maß¬stab nutzbar gemacht werden . Gelangt innerhalb der nächsten10 Jahre eine weitere derartige Anleihe zur Ausgabe, so ha¬ben die Zeichner dieser ersten ein Zeichnungsvorrecht . Vor¬teile für den einzelnen Zeichner, Vorteile für die Allgemein¬heit halten sich die Wage ^Die Gesundung der Reichsfinanzen , die dieses Anleiheunter»
nehmen bedeutet, muß günstig auf den Stand unserer Valutawirken , Nahrungsmittel und Rohstoffe können , wenn der Markim Ausland wieder Vertrauen entgegengebracht wird, in grö¬ßerem Maße und zu billigeren Preisen vom Weltmarkt be-
zogen werden und das bedeutet letzten Endes : Erhöhung un¬serer Arbeitsmöglichkeit und Arbeitskraft , bedeutet unsereRettung. So ist jeder — auch der Nichtzeichner — am Gelin¬
gen dieses Anleiheunternehmens interessiert .Bei der Zeichnung sind 10 v. H. der gezeichneten Summeals Sicherheit in bar zu erlegen . Die Gesamtzahlung mußbis 29. Dezember d. I . erfolgen , und zwar bei der Stelle , wo
gezeichnet ist. Bei Begleichung durch 5prozentige Schuldbuch¬forderungen muß nach der Zuteilung ein entsprechender An¬trag an die Reichsschuldenverwaltung gerichtet werden , Vor¬
drucke dazu bei den Zeichnungsstellen . Die Ausgabe der Stückeerfolgt im Februar 1920, Zwischenscheine find nicht vorge¬sehen .

Umtausch von Kriegsanleihen : Die Reichsbankwird , soweit möglich, unentgeltlich Stücke von höherem Nenn¬wert als 500 Mark in kleine Stücke tauschen. v
Annahmestellen für Zeichnungen find fast alle Banken und

Sparkassen . .

Deutliche Nstionslverlsmm --
lung .

Auf der Tagesordnung der Samstagssitzung stand die zweit«
Beratung des Entwurfes einer Reichsabgabrerdnuug .Über die §8 1—? wird eine allgemeine Aussprache er-
öffnet.

Abg. Pohlman« (Dem.) : Die Reichsabgabeordnung ist ein
sehr scharfes Instrument. Wir sind der Reichsregierung so¬weit als möglich entgegengekommen , um dem Reiche eine geld¬
liche und wirtschaftliche Erstarkung zu ermöglichen. Die drako¬
nischen Strafbestimmungen der Abgabeordnung werden aber
nicht Helsen, wenn nicht das deutsche Volk Selbstzucht übt.

Abg. Burlage (Zentr . ) : Die Umgehung der Steuerpflichtwird durch den 8 5 nach den Beschlüssen des Ausschusses gut
umschrieben und wirkungsvoll gehindert . Die , die geschickt
genug sind, durch die Maschen des Steuergesetzes zu schlüpfen,dürfen nicht noch Vorteile vor dem ehrlichen Steuerzahler er¬
hallen. Meine Fraktionbegibt sich auf den Boden des Gesetzes ,
so wie eS aus dem Ausschuß hervorgeht .

Abg . Simon -Schwaben (Soz .) : Dem Reiche muß eine ein¬
heitliche Steuerverfassung und eine einheitliche Steuerverwal¬
tung zustehen. Wir find für den Einheitsstaat, wollen aber
keine Schablonifierung. In der Zentralstelle müssen tüchtige
Steuerfachleute aus allen deutschen Ländern sitzen , in de«
einzelnen Finanzämtern aber Beamte, die aus den beteiligte«Ländern hervorgegangen sind. Das einheitliche Steuerrechtwird zur Sanierung des Volkes führen .

Abg. Dr . Düringer (D .-N.) : Der Entwurf geht über di«
Bestimmungen der Verfassung hinweg als ob sie nicht existiertWaS hat der Artikel 84 der Verfassung qoch für eine» Sin »,wenn dieses Gesetz alle Steuerausführung in die Hände des
Reichesiegt ? Der Gesetzentwurf ist verfaffungsändernd . Wi«
man hört sollen die einzelstaatlichen Finanzminister an die
Spitze der LattSesfinanzämter treten . Wie steht es mit der
Bezahlung ? Ist es richtig, daß sie weiter ihr Gehalt von den
Ländern beziehen sollen , und vom Reiche dazu noch 3000 DL.
In Baden würde die Verfassung dem Minister die Annahmeeiner solchen Vergütung verbieten . Das Gesetz bricht denLändern das finanzielle Rückgrat. Der Reichsfinanzminister
hat keine glückliche Hano . Wo sind seine Erfolge? Wir kön¬
nen ihm nicht vertrauen .

Reichsfinanzminister Erzberger : Die große Erbschaftssteuerund das Notopfer sind erledigt . Die Reichssteuerverwaltungwird eine gute Tat für das deutsche Vollffein. Der vorliegendeEntwurf ist keine Verfassungsänderung . Da die Gesetzgebung
Gebrauch von der Freiheit des . Artikels 14 gemacht und eine
reichseigene Steuerverwaltun« geschaffen hat, so hat der Ar¬tikel 84 allerdings jetzt keine Bedeutung. Das Gesetz kann mit
einfache » Majorität durchgebrachtwerden . Der Reichsrat hatteBedenken gegen das Gesetz. Diese find aber beseitigt worden.Ein Kuhhandel hat nicht ftattgefunden . Es war von Anfangan mein Wunsch, die Verwaltung der Landesfinanzämter vor¬
läufig den Landesfinanzministern zu übertragen . Die Ge¬
haltsfrage ist noch nicht endgültig geregelt . Doppeltes GehaltWird keineswegs gezahlt werden .

Abg . Kempten (D . Vpt . ) : Der Widerstand des Reichsrats
hörte erst auf , als einige Finanzminister zu Präsidenten von
Finanzämtern ernannt 'wurden . Dem H 5 stehen wir sehr
skeptisch gegenüber und beantragen seine Änderung .

Abg. Katzenstein (Soz .) : Der 8 0 scheint uns eine wichtigeund wertvolle Bestimmung des Entwurfes zu enthalten und
keiner Änderung zu bedürfen .

Abg. Dr . Ludewig (D .) : Der Ausschuß ist sich einig darin,daß die Steuerschieber und Steuerhinterzieher scharf ungefaßtwerden müssen , aber der 8 4 genügt hierfür . Wir beantragen,den 8 6 zu streichen.
Abg. Dr . Wirt (Ztr. ) : Die Personalunion zwischen dem Lan¬

desfinanzminister und dem Präsidenten des Landesfinanz¬amtes ist für die süddeutschen Länder durchaus notwendig uch>
nützlich. Die Vereinheitlichung des Reichssteuerwesens ist ein
großer Erfolg . Diese Reichsabgabeordnung läßt eine Dezen¬
tralisation durchaus zu .

Abg. Hugenberg (D .-N.) : Wir stimmen gegen den 8 8.
Abg. Dr . Eoh« (U . S . ) : Wir verkennen nicht , daß der Ent-

Wurf einen wesentlichen Schritt zum Einheitsstaat barstellt,aber nur eine planmäßige sozialistische Wirtschaft kann unsretten. Ein Markstein auf dem Wege hierzu ist vielleicht die¬
ser Entwurf .

Minister Erzbergrr : Die Einnahmen des Reiches entwickeln
sich in durchaus günstiger Weise . Wir dürfen mit einer Mehr¬
einnahme gegenüber dem Voranschlag von einer Milliarde rech¬nen . Ich bitte, dem 8 8 zustimmen zu wollen. Wir müsseneben gegen Steuerschieber und Kapitalflucht jedes möglich«Mittel ergreifen. Die Nachteile des Mittels werden wir er¬
tragen . Wir brauchen eine solche Bestimmung , weil die Recht¬
sprechung sich nicht ohne weiteres in der von uns allen ge-,
wünschten Richtung bewegt und die bestehenden Gesetze Lücken
lassen, die für die Steuerschieber nur durch diese Bestimmungverbaut werden.

8 1 bis 4 werden angenommen . Die Abstimmung über den
8 5 und die dazu vorliegenden Anträge wird ausgesetzt . Wei¬
tere Paragraphen werden angenommen .

Minister Erzberger : Es fragt sich nur, ob der Gesetzentwurf
bis zum 1 . April 1920 verabschiedet werden kann, andernfalls

1O00 Mark DeutscheLpar-Drämienanleibe
bringen jäbrlicb 50 Mark Sparzinsen » ausserdem Konus und Gewinne



müßten vorläufige Übergangsbestimmungen getroffen werden,
M « Abstimmung wird ausgesetzt. Weitere Paragraphen
» erden ohne längere Besprechung in der Fassung deS Ans¬
chusses angenommen .

Minister Erzberger bemerkt zu 8 14, datz die Zahl der deut¬
schen Beamten nicht vermehrt werden dürfe .

Fortsetzung der Beratungen Montags 1 Uhr ; vorher Inter¬
pellation Arnstadt , Ernährungsfragen .

Schluß « X Uhr.

Dolitikke Neuigkeiten .

als Wahlflugblatt vom Millerand -Clemenreau -nationalisti »
scheu Block in Elsaß -Lothringen verwertet worden ist.

«Kann man sich
", so fügt die «Mannheimer Volksstimme"

hinzu : «etwas Weltfremderes , etwas Naiveres vorstellen, als
diese typische Bierbankpolitik, die sich der Große Generalstab
hier leistete. Und das Ende des Jahres 1917, also ein halbes
Jahr vor dem Zusammenbruch ; --

Und in den Händen solcher, an Kurzblick kaum noch über¬
treffbarer , in einem wahren Wölkenkuckucksheim preußisch¬
militaristischen Wahnglaubens und Meriniutes schwebender
Leute lag jahrelang das ganze Geschick unseres deutschen Vol¬
kes. So lange, bis sie, die grandiosesten Glücksspieler des
letzten halben Jahrhunderts , unsere Gegenwart und Zukunst
völlig verspielt und uns ins Elend geführt haben ."

Die iräumung Litauens. Conrad von DötzendorSs Ikriegsziele.
* Über die Lage im Baltikum erfährt das Wölfische Bureau

Don zuständiger Stelle :
Die Eiserne Division ist auf dem Rückmarsch begriffen ,

über ihren augenblicklichen Standpunkt ist nichts Näheres be¬
kannt . Mita « ist nunmehr geräumt . Beiderseits Miau haben
Ach litauische Angriffe entwickelt . Die Bahn Mitau —Mura -

jewo ist westlich von "den Letten unterbrochen . Der deutsche
Panzerzug , der zum Schutze der deutschen Eisenbahnabtcilung
im Baltikum zurückgeblieben war , ist entgleist und verbrannt .
Abteilungen , die westlich von Bansk standen, find von Westen
und Süden stark von Litauern angegriffen worden. Auf deut¬
scher Seite kämpft in der Hauptsache die kurländische Division,
hie von der Bolschewistenfront herangezogen worden ist . Der
Visenbahnzug, in dem sich Bermondt befand , wurde ergebnislos
angegriffen . Bei Radschiwilischki wird bitter gekämpft. Tau -
roggrn ist von regulären litauischen Truppen besetzt . Auch
bei Preknlen griffen die Litauer an . Die Bahn Tauroggrn —
Prekulen ist unterbrochen. Die Entrntekommisfion für das
Baltikum hat sich nach Tauroggen begeben.

Aus Königsberg meldet Wolfs vom 22. Nov. General von
Eberhard ist gestern von Schaulen hier eingetroffen . Die
Räumung Litauens ist unter Zurücklassung zahlreicher balti¬
scher Bevölkerung und vielen Materials durchgeführt. Die
Eiserne Division geht in guter Ordnung zurück. Das Frei -
L»rps Brandts ist zwischen Mitau und BauSke in schwere
Kämpfe verwickelt .

Die « eickselrenbsbnen .
Me der «Grkf. Ztg .

" gemeldet wird, ist die Frage des Über¬
ganges der einzelstaatlichen Eisenbahnverwaltungen auf das
Reich in ein akutes Stadium getreten . Nach der Verfassung
war vorgesehen, - aß dieser Übergang bis zum Jahre 1921 er¬
folgen sollte . Die schwere Verkehrsnot habe nun aber allseitig
den Wunsch hervorgerufen , - aß der Eisenbahnbetrieb zentral
geleitet wecke , und daraus sei der weitere Wunsch entstanden,
den Übergang der Eisenbahnen ans das Reich schon setzt zu voll¬
ziehen. Vorbesprechungen hätten in den letzten Tagen begon-
«en. Das Reichskabinett habe sich eingehend mit der Ange¬
legenheit befaßt . Sowohl bei Len süddeutschen Regierungen ,
als auch bei der preußischen sei die Geneigtheit vorhanden, den
Übergang der Eisenbahnen auf das Reich schon jetzt zu voll¬
ziehen unter der Voraussetzung , daß die vom Reich an die
Einzelstaaten für die Abtretung der Eisenbahnen zu zahlenden
Entschädigungen den Forderungen der einzelstaatlichen Regie¬
rungen entsprächen. Neben dieser grundsätzlichen Frage gehe
eine Besprechung einher über den von süddeutscher Seite ge¬
äußerten Wunsch, einen sogenannten Eisenbahndiktator mit
Weitgehenden Vollmachten für den gesamten Verkehr «inzu-
"etzen. Man denke dabei an General Grüner . Diese Bespre¬

ngen befinden sich noch durchaus im vorbereitenden Sta -
hium.

„Aus demMolkenkuckucksbelm des preuß.
Militarismus ."

Das Stuttgarter „Neue Tageblatt " veröffentlicht eine mit
Randglossen des früheren Statthalters von Elsaß -Lothringen ,
b. Dallwitz, versehene Denkschrift, die der Chef des Ge-
«evalstabs DeS Feldheeres , unterzeichnet v. Hindenburg , am
87. Dezember 1917 an den Reichskanzler gerichtet hat mit
Vorschlägen zur zukünftigen staatsrechtlichen Gestaltung von
Elsaß -Lothringen .

Darin wird zunächst gefordert, daß mit Rücksicht auf die
künftige staatsrechtliche Stellung des damaligen Reichslandes
eine Reihe von Sicherheiten gegen den französischen Einfluß
geschaffen wecke.

Nämlich 1 . Zwangsliquidation französischen Eigentums
(Grundbesitz und industrielle Unternehmen ) . 2 . Deutsche Be¬
siedelung in den Grepgkreisen Saarburg , Chalons Saline ,
Metz -Land, Diedenhofelt, Mehrst . 3 . Ausschluß französischer
Versicherungsgesellschaften. 4. Ausschluß französischer Aktien¬
gesellschaften . 6. Deutsche Erziehung in Schule und
Kirche (deutsche Unterrichtssprache, Reform deS Klerus ,
Ausschaltung von deutschfeindlichen Frauenocken . 6 . Heran¬
ziehung der Zöglinge der katholische « Priestersrminare zum
Dienst mit der Waffe . 7. Austausch der höhaxen und mitt¬
leren Beamten mit reichsdeutschen Landesteilen , 8 . Aus¬
schließliche Anstellung von altdeutschem Forst - und Grenzzoll -
prrsonal . 9. Verbot der Ausübung der Jagd durch Aus¬
länder (auch Neutrale ) . — Anerkennung des Statthalters
Herrn v . Dallwitz, Ausweisung der Überläufer ohne Amnestie.

„Die Ausführung dieser Sicherheiten und hie Beruhigung
des Landes von den Einwirkungen des Krieges ", heißt es in
der Denkschrift weiter , machen eine Übergangszeit unserer
militärischen Verwaltung notwendig . (Soll wohl hjeitzen :-
Drktatorische Verwaltung . Anmerkung des Statthalters .) Ich
bemeffe sie auf mindestens 19 Jahre bei Fortbestand der
Reichslande auf 20 Jahre ; bei Verleihung der Autonomie
müßte sie über ein Menschenalter hinaus dauern ."

Die Denkschrift nimmt dann Stellung zu den damals er¬
örterten Plänen einer Annexion Elsaß -Lothringens durch
Preußen oder einer Aufteilung unter die großen Bundes¬
staaten , und kommt dabei zu folgendem Schluß : «Die Ein¬
verleibung in Preußen ist nach jeder Richturig hin die ein¬
fachste und beste Lösung. - Teilung ist möglich, wenn sie ohne
Mißstimmung der Bundesstaaten herbeigeführt wecken kann
und wenn die für diesen Fall aufgestellten Bedingungen
erfüllt wecken. Teilung unter Preußen und Bayern ist der
Mitbeteiligung Badens militärisch vorzuziehen . Fortbestand
der^ ReichSlaude ist unerwünscht. Eine 20jährige Übergangs¬
zeit ist bei dieser Lösung unerläßlich . (Diktatur Hand¬
schriftliche Bemerkung des Statthalters .) Verleihung der
Autonomie ist unbedingt zu verwerfen . Elsaß -Lothringen
würde in einem Sonderleben nur noch gestärkt̂ wecken , rest¬
los dem französischen Einfluß unterliegen und Deutschland
verloren sein . Sollte man den Versuch dennoch machen, so
wüßte eine über ein Menschenalter hinausgehende Über¬
gangszeit eingesetzt wecken. (Diktatur . Handschriftliche An¬
merkung des Statthalters .) Diese Bedingung wird sich bei
der im Reichstag hcrvortretenden Strömung nicht erreichen
lassen, deshalb ist die Lösung auch aus diesem Grunde adzu -
lehnen ."

Aas Stuttgarter „Neue Tageblatt " schreibt dazu , daß die
Denkschrift von der französischen Straßburger Regierung jetzt

Die Wiener «Arbeiter -Zeitung " veröffentlicht die Denkschrift
Conrad von Hötzeudorsfs Lher die zu verfolgenden Kriegsziele ,
datiret vom 31. Dezember 1918. Sie ist an den Grafen
Burtan , den damaligen Minister des Äußern gerichtet, als
Erwiderung auf dessen an den Generalstab gerichteten Bericht
über die Behandlungen mit Berlin . Conrad von Hötzendorff
stellte ein militärisch weit über die Forderungen der Politiker
hinausgehendes Programm auf . In der Denkschrift heißt es :

Ruffisch -Polen . Anzustrebendes Endziel : Zusammenfassung
des ganzen von uns und von den Deutschen besetzten russisch-
polnischen Gebietes und Galizien ausschließlich des vorwie¬
gend ukrainischen Teiles Ostgaliziens und Einverleibung in
die Monarchie als Kronland . In diesem Sinne müßte unsere
Militärverwaltung schon jetzt tätig sein. Völlig auszuschließen
wären 1 . der Gedanke an die Errichtung eines selbständigen
polnischen Staates und 2. die Angliederung Russisch -Polens
als Bundesstaat an das Deutsche Reich . Als eine nicht erstre¬
benswerte , vom Standpunkt der Monarchie aber nötige , noch
ann-Httbare Lösung der polnischen Frage wäre die Teilung
Russisch-Polens zwischen uns und dem Deutschen Reiche,
eventuell sogar unter Rückgabe des Gebietes östlich der Weich¬
sel an Rußland , zu bezeichnen . Diese Teilung käme in Be¬
tracht, falls Deutschland seine bekanntgegebene amtliche Stel¬
lung ändern und Ansprüche auf russisch -polnisches Gebiet
geltend machen wollte.

2. Balkan. Anzustrebendes Endziel : Serbien , Montenegro
und Albanien verschwinden als selbständige Staaten end¬
gültig und vollständig. Der nicht an Bulgarien fallende
Teil Serbiens , Montenegros und Nordalbaniens (etwa bis
zum Matifluß ) wird restlos der Monarchie einverleibt . Eine
jetzt oder später Vorgehrachte Bitte Montenegros um Frieden
ohne Kapitulation auf Gnade und Ungnade wäre meines Er¬
achtens abzuweisen. Montenegro ebenso wie Serbien end¬
gültig auS der Reihe der Staaten zu tilge«. Ich würde es
als eine schwere Gefährdung der Sicherheit und Zukunft der
Monarchie erachten, Montenegro , diesem kleinen, aber gefähr¬
lichen Agitationsherd Rußlands , den Lebensfaden nicht ganz
abzuschneiden, wie es die Kriegslage jetzt gestattet und wie es
das Wohl der Monarchie gebieterisch fordert . Hinsichtlich M .
baniens fordert Conrad von Hötzendorff die Aufteilung zwi¬
schen Griechenland und Bulgarien .

8. „Hinsichtlich Italiens " heißt es in der Denkschrift weiter ,
«möchte ich vorläufig nur hervorheken, daß ich — nebst end-
gültger Ausschließung Italiens von der adriatischen Ostküste
— darauf dringen muß , daß Italien gegenüber absolut nicht
auf die Wiederherstellung des Status quo eingegangen werde,
sondern bei einem Frickensschlutz mindestens ci -.e nnseren
militärischen Bedürfnissen entsprechende Grenzkorrektnr ge¬
fordert werden müsse ." Bei etwaigen Änderungen dieser
Kriegsziele müsse stets an dem Gesichtspunkt festgehalten
werden , datz Österreich-Ungarn weder ein selbständiges Polen
in welcherForm immer noch irgendein südslawisches Staaten »
gebilde außerhalb des Staatenverbandes der Monarchie ver,
trägt .

Klarer als in dieser Denkschrift kann, so schreibt dazu die
«Lp. Volksztg.

", der Annexionismus der österreichischen Mili¬
tärpartei nicht zum Ausdruck gebracht werden . Und dieser
Bevgewaltigungspolitik , diesem Völkerklaffenkamps haben wir
den Weltkrieg zu verdanken. Das Streben der slavischen Völ¬
ler nach politischer und wirtschaftlicher Selbstbestimmung hat
man mit Füßen getreten . Das Ende dieser von Berlin unter ,
stützten Machtpolitik ist der Zerfall Österreich-Ungarns , die
Balkanisierung ganz Osteuropas .

Die Schweiz und Vorarlberg.
* Ständerat und Nationalrat in Bern haben die Vorlage

betreffend den Eintritt der Schweiz in den Völkerbund end¬
gültig genehmigt. Der Ständerat behandelte auch die Frage
Vorarlbergs . Bundesrat Calonder führte dabei u . a . auS,
daß das SelbstbestimmungSrecht Vorarlbergs seitens Österreichs
nicht anerkannt würde . Auch könne heute nicht mehr daran
gezweifelt werden , daß von gewissen Kreisen Deutschlands
zielbewußt auf den Anschluß Vorarlbergs an das Deutsche
Reich hingearbeitet werde . Dem stehe aber der Wunsch
Vorarbergs gegenüber, sich an die schweizerisch« Eidgenossen¬
schaft anzuschließen, ein Wunsch, der in weiten Kreisen der
schweizerischen Öffentlichkeit geteilt werde . Die wirtschaftlichen
Vorteile würden aber teilweise durch erhebliche finanzielle
Opfer der Schweiz ausgeglichen. Die Schweiz müsse erhebliche
Summen zur Gesundung der ökonomischen Verhältnisse deS
Vorarlberges aufwenssen und Lebensmittel und Rohstoffe dort¬
hin senden. Schließlich müsse man auch abwarten , welche
Stellung die romanische Schweiz, die Friedenskonferenz und
der Völkerbund zu dieser Frage einnchmen würden .

Calonder schloß : Der BundeSrat sei bereit , den Wunsch des
Vorarlbergs auf Anschluß an die Schweiz nach Kräften zu
unterstützen, wenn sich Vorarlberg aus irgend einem Grunde
von Österreich trennen sollte. In die inneren Verhältnisse
zwischen Österreich und und Vorarlberg wecke sich aber di«
Schweiz nicht einmischen.

Mehrere Vertreter der romanischen Schweiz erklärten , sie
nähmen mit gewissen Vorbehalten von dieser Erklärung Kennt¬
nis . Durch den Schluß der Session seien sie aber verhindert ,
ihre Auffassung jetzt darzulegen .

Kleine Nachrichten.
* Gefangenenheimkehr. Die Reichszentralstelle für Kriegs¬

und Zivilgefangene teilt mit : Der Dampfer „Katenz" ist am
21 . November mittags in Brunsbüttelkoog mit dem dritten
Heimkehrtransport aus Ägypten eingetroffen . Er brachte
1871 Militärpersonen und 118 Zivilinternierte mit , Oberst¬
leutnant v . Schierstädt, der sich unter den Heimkehrenden be¬
fand , ist an Bock gestorben. Der Dampfer „Phles " , der den
Rest der Gefangenen und Internierten nach der Heimat be¬
fördert , ist dem Vernehmen nach am 17. November von
Alexandrien abgefahren .

* Aufhebung der preußischen Gesandtschaften. Das preußi¬
sche Staatsministerium hatte schon im Juni d. I . beschlossen,
mit Rücksicht auf die durch die neue. Reichsverfassung einge-
tretqrie Änderung der staatsrechtlichen Verhältnisse die preußi¬

schen Gesandtschaften bei den deutschen Ländern spätestens ntff
dem 31. März verfallen zu lassen. Entsprechend, diesem Be¬
schluß , der die Zustimmung der verfafsungsgebend» preußischen
Landesversammlung gefunden hat , sind die zur Auflösung der
Gesandtschaften erforderlichen Maßnahmen im Gange . ^

* Das BetrirbSrätrgesetz. Im Art . 34 deS BetrieLsrätege -"

setzes ist u . a . vorgesehen, daß bei Betrieben mit Aufsichtsrätei*
zwei Mitglieder des Betriebsrates im Auffichtsrat mit gleichen
Rechten und Pflichten Sitz und Stimme haben sollen. Diese
Bestimmung erschien den nicht sozialdemokratischen Parteien !
als zu weitgehend, während der Sprecher der Sozialdemokra¬
ten erklärte , bei Ablehnung dieser Bestimmung habe seine Par¬
tei kein Interesse mehr am ganzen Gesetz . Auf Vorschlag eines
Zentrumsabgeockneten wucke die Weiterberatung vertagt , um
eine Entscheidung hierüber unter den Regierungsparteien her-
beizusühren .

Ksdilcke Meberlickt.
Badischer Landtag.

* Me Tagesordnung der morgigen Sitzung enthält außer '
der Anzeige neuer Eingänge folgende Punkte :

1 . Besprechung der förmlichen Anfragen der Abgg. Kiefer u.
Gen . und der Mgg . Marum u. Gen ., die Kartoffelversorgung
betr . ;

H . Begründung und Beantwortung brr förmlichen Anfrage »
1 . der Wgg . Dr . Schofer u. Gen ., die Lederverteuerung und
die Schuhnot betr ., und damit in Verbindung Beantwortung
der kurzen Anfragen , n) der Abgg. Schön u . Gen ., die Vor¬
räte an Rohleder und die Lederknappheit betr ., d ) der Abgg,
Schön u > Gen ., die Verwendung des Mehrerlöses aus den»
Häuten von Schlachtvieh betr . ;

2. der Abgg. König u . Gen ., Maßnahmen gegen das Schi«
bertum betr . ;

3. der Abgg . Weißmann u . Gen ., Gewährung einer Beschaf¬
fungsbeihilfe und Erhöhung der Rentensätze an Kriegshinter¬
bliebene und Kriegsinvalide betr . und damit in Verbindung
Beratung des Antrags der Abgg. Beyerle u . Gen ., die Er¬
höhung der Kriegshinterbliebenenbezüge betr . ;

4. der Abgg. Hrurkch u . Gen ., den Schutz der jugendlichen
Arbeiter betr . ;

6. der Abgg. Hahn u . Ge»., die Mißstände im Lehrlings
»Wesen betr . ;

6. der Abgg. Dr . Schofer u . Gen ., die Vertretung Badens iM
neu zu bildenden Reichsministerium für Verkehrswesen Letr . z

7. der Abgg . Seubert u . Gen ., die Besetzung der Stellen d« x
unmittelbaren Reichsverwaltung in den Ländern durch Lan¬
de sangehörige betr .

Hl . Beratung der Anträge der Abgg. Fischer-Lahr u . Gen .,
die Lebensmittelfürsorge , hier den Verkehr mit Tabak betr ^
d ) der Abgg. Ziegelmeyer-Bruchsal u . Gen ., Aufhebung der Be¬
schlagnahme des Tabaks der 1919er Ernte betr ., c) der Abgg,
Marum u. Gen ., Höchstpreise für Obstmost betr .

oc . Das neue Diätengesetz, zu dem der Bcrfaffungsausschnß !
des Landtags am Dienstag vormittag noch einmal Stellung
nehmen wick, steht folgende Aufwandsentschädigungen für di«
Abgeordneten vor : die auswärts wohnenden Abgeordneten soh¬
len für die jährliche Gesetzgebungsperiode 4200 M ., die Karls¬
ruher Abgeordneten 2600 M . Aufwandsentschädigung erhalten .
Diese Beträge sollen in mehrmaligen Raten bezahlt werden .
Bei Ausschutzsitzungen , die an Tagen stattfinden , an denen
das Plenum nicht versammelt ist, sollen die außerhalb der
Landeshauptstadt wohnenden Abgeordneten 25 M . und di« in
Karlsruhe wohnenden 12 M . Entschädigung erhalten . Außer¬
dem werden in das Gesetz noch Bestimmungen ausgenommen ,
über die Gewährung der Entschädigung bei Doppelmandaten ,
Krankheit usw. Das Gesetz soll rückwirkende Kraft ab 16 . Ok¬
tober erhalten .

oc . Die Zentrumsfraktion des Landtags wählte zu ihrem
1 . Vorsitzenden Abg. Dr . Schofer, zum 2 . Vorsitzenden Abg
StaatSrat Wittemann und zum 3. Vorsitzenden Abg. Duffner .

Lur Bründigung des Litenbabnertsriks .
* Wie wir bereits mitgeteilt haben , hat der Badische Eisen«

bahnerverband den Lohntarif gm 14. November gekündigt. Zu»
Vorbereitung eines neuen Tarifes ist lt . B .C. vom Verband «
«in Ausschuß eingesetzt worden . Daneben soll ein größer«
Ausschuß gebildet werden , der Vertreter aus allen Sparte «!

'

und Landesteilen austveisen wirk Wenn es nötig ist, solle«!
noch Fachkonferenzen einberufen werden .

Lum Ikampk gegen das Scbiebertum
und die Sckleickbändler .

L .C. Ettlingen , 22 . Nov. Vor dem hiesigen Schöffengerichts
gelangte ein größerer Schieberprozeß zur Verhandlung . Di «
Angeklagten haben eine größere Anzahl Tiere aüfgekaust uttdi
verschoben oder schwarzgeschlachtet . Im ganzen waren elf
Personen angeklagt, die ihr Unwesen in Len Bezirken Ettlingen ,
Durlach und in einzelnen württembergischen Gegenden be¬
trieben haben . Es erhielten der Metzger Heinr . Haschenmaie«
aus Karlsruhe eine Gefängnisstrafe von 4 Monaten und!
1 Woche, außerdem Gelostrafen von insgesamt 1600 M ., de«
Metzger Wilhelm Bauer aus Ettlingen 3 Wochen Gefängnis
und 600 M. Geldstrafe , der Metzger und Wirt Wilhelm Jehl «
auS Ettlingen 2 Wochen Gefängnis und 400 M . Geldstrafe , di«
Handelsleute Berthold Drehfuß und Max Macholl aus Ettlin¬
gen je 600 M . Geldstrafe , die übrigen erhielten geringer «
Geldstrafen . Außerdem haben die Angeklagten Hasenmaie «
1368 M . und Bauer 720 M . Übererlös an die StaatSkaffO
herauszuzahlen . _

LE . Rastatt , 22 . Nov. Die Orte Durmersheim , Au unW
Hügelhrim wurden mit Truppe » belegt, bis sie ihrer Ablie¬
ferungspflicht von Getreide und Kartoffeln genügt haben»,
Die Truppen find Schutzabteilungen für die Aufncchmekom-
misfionen . _ i

* Die Kofltrollbeamien deS Landespreisamts , Zweigstellch
Freiburg , hatten in letzter Zeit auf dem Gebiete der Be¬

kämpfung des Schleichhandelsunwesens wieder ganz gute Er¬

folge zu verzeichnen. U . a . wurde auch ein geschlachtetes Kaltz

beschlagnahmt, das in einem Kinderwagen zu einem Wirt «

nach Freiburg verbracht werden sollte. Ferner wucke ich

Wasenweiler ein schwarzgeschlachteter Hammel und ich

Denzlingen ein schwarzgeschlachtetes Kalb und ein Ham¬
mel beschlagnahmt und den zuständigen Kommunalverbändetß

zugeführt . _
!

Müllheim , 24 . Nov. Das Schöffengericht verhandelte A «e,
einen Landwirt aus Schallsingen, der Wein aus ,der Ernt «
1919 mit 600 M . für das Hektoliter verkauft hatte , wahren «

nach - en vorgeschriebenen Höchstpreisen das Hefto nu«
402 .60 M . kosten durste . Der Wein wurde zwar erstem MarO
1919 verkauft , für ihn galten aber noch immer die Höchstpreiŝ
Das Gericht vertrat die Ansicht , daß Wein Mit zu den no»



Lebensmittel » gehöre «nd Laß -der festgesetzte Höchst-
»eet» ein angemessener sei . bei dem der Winzer auf seine Ge-
V-bunaskosten kommen könne , habe doch der Wein gegenüber
I « MjedenSpreiS trotz Höchstpreises 1000 Prozent aufge-
WUagen . Ein Winzer mit Charakter müsse auch einen Hand »
ß^ der über den Höchstpreis biete, abweisen können. Das
Glicht verurteilte den Angeklagten AU einer Geldstrafe von-M M . und zur Einzichung deS übermäßigen Gewinnes von

»7E.40 M-
Millionen -Schirber .

« uS Konstanz wird berichtet: « erhaltet wurden ein Kauf¬
mann aus « sbach (Bezirk Koblenz), dessen Wohnort Düffekorf
flt, wegen Schleichhandels, dann Mei Kaufleute aus Dresden
Wegen Betrugs urLSchleichhandels und ein Kaufmann aus
Hörde wegen Schleichhandels. Auch wurde auf Veranlassung
Ger Kriminalpolizei ein Soldat der Reichswehr in der gleichen
Sache festgenommen, und handelt eS sich bei der Anzeigesache
Ger letzteren vier Personen um Waren im Wert von über
einer Million , die sie verschieben wollten.

Die Lage des Arbeitsrnsrktes .
* Man schreibt uns : Der Einfluß der Kohlennot auf die

Jage des Arbeitsmarktes hat sich auch in der letzten Woche
lehr bemerkbar gemacht. Biele Industriezweige , besonders
sie Textilindustrie Oberbadens , wurden in ihrer Betätigung
Park beeinträchtigt. Bis jetzt konnte die Notlage noch auf Ar¬
beitszeitverkürzung beschränkt bleiben, doch steht zu befürch¬
ten, daß bei noch längerer Dauer dps Kohlenmangels in fast
sämtlichen Industrien Stillegungen vorgenommen werden
müssen. Durch stark aufgetretenen Frost und Schneefälle
waren das Baugewerbe und die Landwirtschaft in notwendigen
Arbeiten sehr behindert, trotzdem hat aber die Nachfrage nach
einzelnen Berufsarten in diesen Arbeitszweigen noch nicht
nachgelassen .

Die Zahl der Erwerbslosen ist trotz der ungünstigen Ar-
Heitsmarktlage wieder zurückgegangen, von 8 739 in der Vor¬
woche auf 8679 in der Berichtswoche . In dieser Zahl sind
»och 2 741 weibliche Arbeitslose mstinbegrifsen , deren Zahl
sich wieder um 327 vermindert hat .

In der großen Nachfrage Nach Hafnern , Ofensetzern, SimS -
formern , Steinhauern , Elektromonteuren , Kupferschmieden,
Gießern , Möbelschreinern, Holz- und Kellerküfern , Wagnern ,
Holzdrehern und -bildhauern , Schneidern , Maurer il, Zimmer -
keuien, Glasern , Gipsern und Haus - und Küchenpersonal aller
Art kann immer noch kein Ausgleich geschaffen werden.

Betrieseinschränkungen und -Schließungen mutzten wegen
Kohlenmangels in mehreren größeren Betrieben vorgenom¬men werden, wodurch wieder eine große Anzahl von männ¬
lichen und weiblichen Arbeitskräften zum Teil entlassen oder
vorübergehend beschäftigungslos gemacht werden mußten , die
Zahl derselben umfaßt etwa 900 Männer und Frauen . Wei¬tere Einschränkungen stehen noch bevor in den Lonza-Werkenmit 150 Arbeitskräften , in der Spinnerei Atzenbach in Walds¬
hut mit 30 Männern und 40 Frauen und anderen .

Wiederaufnahme von Betrieben und dadurch Wiedereinstel -
tung von Arbeitskräften konnten wegen Zufuhr von Roh¬materialien oder erhöhte Aufträge erfolgen in den Papier¬fabriken Heinrich Hölzer in Kirchheim, den Draht - und Kabel¬werken in Freiburg , der Spinnerei I . B . Krummreich in Frei¬burg und den Firmen Albert Beierle in Freiburg , die ins¬gesamt 140 Arbeitskräfte beschäftiaen konnten.

Erwerbslosenunterstützungen wurden in Baden verausgabt :in der Berichtswoche 283 784 MaM gegenüber 279 816 Mark inder Vorwoche .
Notstandsarbeiten werden in dieser Woche von 6 045 Er¬

werbslosen ausgeführt , in der Vorwoche waren 5 068 damit
beschäftigt.

Lebensmittelversorgung der Macbtlcbicbt -
«rbeiter .

Der Arbeitgeberverband der Industrie des Handelskammer¬
bezirks Karlsruhe hatte gemeinsam mit dem Gewerkschafts¬kartell Karlsruhe beim Ministerium des Innern beantragt ,baß die in Nachtschicht beschäftigten Arbeiter eine vermehrte
Amveisung an Lebensmitteln erhalten , damit sie in ihrer
Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden . Das Mini¬
sterium des Innern hat Len Antrag für berechtigt gehalten«nd sich dahin geäußert , daß nach Aufhebung der Schwer-mid Schwerstarbeiterzulagen die Arbeitsfreudigreit dadurch er¬
halten bleiben soll, daß den Nachtschichtarbeitern in den ein-äelnen Betrieben Gelegenheit zur Einnahme einer warmen
kräftigen Mahlzeit (Fabrikspeisung) gegeben wird . Um diesaber zu ermöglichen, müßten Sonderzuweisungen erfolgen , fürGie dem Ministerium z. Zt . die erforderlichen Nahrungsmittel¬mengen nicht zur Verfügung stehen. Da die geplante Maß¬nahme nicht für einen einzelnen Gliedstaat , sondern nur fürbas ganze Reich einheitlich getrosten werden kann, hat das
Ministerium des Innern das Reichsarbeitsministerium inBerlin um Maßnahmen ersucht, die eine erhöhte Lebensmittel¬
zuteilung an Nachtschichtarbeiter ermöglichen.

Fabrplsnändernng .
* Von Montag den 34. November an treten im Fahrplan»er Vorortzüge Mannheim —Waghäusel—Graben —Neudorffolgende Änderungen ein : Vtz. 3048 (IV) Mannheim ab

8/12 Uhr nachm ., Waghäusel an 4L2 Uhr, entfällt . Vtz.8050 (IV) Mannheim ab 3,17 Uhr nachm. Graben —Neudorf an
4ch0 Uhr erhält die Nummer 3048 HW) und hält an allen
Avischettstationen und Haltepunkten , ausgenommen Luft -
Wffwerst - Waldstation . Vtz. 8050 (IV ) erhält neuen Fahr¬plan , Mannheim ab 4 Uhr nachm -, Waghäusel an 5,15 Uhr.

Bettelnde Hrriegsbelcbädigte.
Reichsbund der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer

Kriegshinterbliebenen , Gauleitung Baden , wird uns ge¬schrieben :
In der letzten Zeit kann verschiedentlich beobachtet werden,daß einzelne Kriegsbeschädigte versuchen. Lurch Hausierhandelund Bettel ihren Lebensunterhalt zu finden . Insbesonderesuchen diese Kriegsbeschädigten durch Entblößung der Prothe¬sen oder Schaustellung der Gliedstümpfe und Wunden dasMitleid ihrer Mitmenschen zu erregen . In Anbetracht des

schlechten! Eindruckes dieses Gebahvens das auch als eine
Heruntersetzung der übrigen Kriegsbeschädigten anzusehen ist,fühlen wir uns verpflichtet, gegen dieses Treiben energischUtAnt KU machen . Wir ÄrietzÄbeschadi -AtL verüanaen nach UN»
senn Grundsätze: „Nicht Dank, sondern Recht" , vom Staateine angemessene Versorgung , die die eingebüßtei Erwerbs -
sühigkeit ersetzt, von der Allgemeinheit Rücksichtnahme undUnterstützung von Kriegsbeschädigten, die zum Berufswechselgezwungen sind . Dem Schwerkriegsbeschädigen ist nM nurdurch Geld allein geholfen, sondern er mutz auch Arbeit ftn¬den, damit die seelische Niedergeschlagenheit, die bei manchemals Folge der Arbeitslosigkeit ausgetreten ist beheben wirdund er wieder zum Bewußtsein kommt, .ein vollwertiger
Mensch zu sein.

Durch! den verschärften Einstellüngszwang und die durchGie Tätigkeit des Reichsbundes in mancher Art wesentlich ver.

besserte Kriegsbeschädigteistürsorge sind Mittel rrî d Wege ge.
nug vorhanden, um die schwer HetmgesuchieN in geordnete
Lebensbahnen Hu führen . Wir hoffen hier besonders auf die
tatkräftige Unterstützung von seiten der Arbeitgeber und bitten
die Allgemeinheit, von der Unterstützung bettelnder und hausie¬
render Kriegsbeschädigten abzusehen. Solche Kameraden mö¬
gen jeweils ! an die örtlichen oder Bezirksfürsorgestellen der
Kriegsbeschädigtenfürsorge verwiese» werden. Die amtliche
Kriegsbeschädigtenfürsorge im Amtsbezirk Karlsruhe befindet
sich Beiertheim er Allee 10. Sollten Firmen , Einzelpersonen« sw. ihrer Dankespflicht gegenüber Kriegsbeschädigten, wie
auch gegenüber Kriegshinterbliebenen aus dem Wege der Spen¬
dung von Geldbeträgen zum Ausdruck bringen wollen» was im
Interesse einer weigehenden, sozialen Kriegsbeschädigen- und
Kriegshinterbliebenenfürsorge nur zu wünschenwäre , so wollen
derartige Gaben an die «mttichen Aürsorgestellen gerichtet wer .
den. die unter Mitarbeit und Mitbestimmung von aus Kreisender Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen gewählten
Vertretern für eine zweckentsprechend « Verwertung der Gelder
Sorge tragen . Die Mehrzahl der Kriegsbeschädigten wird der
Mlgemeircheit dankbar sein, wenn sie uns in unserm Bestreben ,aus den Schwerkriegsbeschädigten wieder einigermaßen voll,
wertige Menschen zu machen , unterstützt.

Irurze Nachrichten aus Baden .
LO. Mannheim , 22. Nov . Infolge der dem Personal ge¬

währten neuen TeuerungÄxühilsen ist eine Erhöhung der
Eintrittspreise zu de» Vorstellungen des Rationaltheaters
notwendig . Der Zuschlag auf die Tagespreise vom 1 . Sep¬tember 1918 soll daher von 15 aus 50 Prozent erhöht werden .— Die ortSanwefende Bevölkerung unserer Stadt betrug am8. Oktober 229 678 Seelen gegen 306 046 bei der letzten Zäh¬
lung am 1 . Dezember 1910 . Unsere Stadt mit ihren Vor¬
orten ist also um 11/47 Prozent gewachsen .

vc. Waldshut , 22 . Nov . Schweizerische Matter melden, daßdas eidgenössische Ernährmigsamt die Ausfuhr von Stumpenbis auf weiteres vollständig untersagt hat .

Waditcke LeLtungsttimmen.
Wir de» Inhalt der hier veröffentlichten ZeitmigWmmen übernimmt die Redaltionkein « pvlrtilch « Verantwortung . Li« Zeitungostimmendienen dem Zweck«der Orientier»«, ; fie iollen ei» ^ hektive» Bikd geben von den Stimmungen und An-

ichauuagen, di« in den Blätter» des Lander M» Ausdruck gelangen .)
DaS Landesbestenernngsgesetz.

Minister Hermann Dietrich schreibt der „Badischen Landes -
zeitnng " :

„In Berlin berät d<s Reich mit den bundesstaatlichen Fi -
nanzministern zur Zeit den Entwurf eines Landesbesteue¬
rungsgesetzes, eines Gesetzes , das bestimmen wird , was die
Bundesstaaten noch an Steuern erheben dürfen . Um es vor-
wegzunehmen, ist der Inhalt des Gesetze- der, daß die Wirt-
schaftliche Selbständigkeit der Bundesstaaten und zugleich der
Gemeinden , wenn der Entwurf angenommen werden sollte,als erledigt zu betrachten, die Bundesstaaten zum allmählichenTode verurteilt » die Gemeinden aber in «in ganz neues Fi -
uanzgebahren hrneingezwängt werden.

Grundsätzlich ist der Standpunkt eingenommen , den man an
sich nicht bekämpfen kann, daß das Reich in der Beanspruchungder Steuerquellen die Vorhand hat . Damit könnte man sich
abfinden . Das Reich geht aber einen Schritt weiter und be¬
stimmt, daß die Bundesstaaten und die Gemeinden keine Ein¬
kommensteuer mehr erheben dürfen . Es bleiben ihnen nur
die Steuern vom Ertrag des Grundvermögens und des Ge¬
werbebetriebs , die aber nicht wie Einkommensteuern wusge-
paltet werden dürfen. ES ist hiernach nicht zulässig, daß etwaBaden zu der Reichseinkommensteucr Zuschläge erhebt, eben¬
sowenig ist es zulässig, daß di« Gemeinden solche Zuschlägeerheben. Vielmehr wird bestimm^ daß das Reich den Län¬
dern vom Ertrag der Reichesinkommensteuer einen noch fest¬
zulegenden Prozentsatz zuweist, der bei den kleinen Steuerern -
kommen 75 Prozent , bei den mittleren 50 Prozent und bei den
großen 25 Prozent betrcqen soll. Daraus sollen dann die Län¬der ihren Gemeinden Anteile zukommen lassen. Der Anspruchder Länder und Gemeinden auf den Anteil der Einkommen¬
steuer Lemißt sich nach den örtlichen Aufkommen.

Ganz abgesehen davon, daß auf diese Weise ein ewigerStreit zwischen den Ländern und ihren Gemeinden über die
Verteilung des Anteils entsteht, weil naturgemäß jeder Teil
möglichst viel für sich beanspruchen wird , wird auf diese Weiseder sogenannte bewegliche Faktor in der Steuergebarung der
Bundesstaaten und der Gemeinden aufgehoben. Wohl können
fie noch Ertragssteuer » erheben, aber diese werden so niedrig
zu Haltes sein , daß fie die gewaltigen Einkommensteuersätze,die Las Reich erheben wird, noch möglich machen. Die Folgeder Wegnahme der Einkommensteuer und die Folge des Ver¬bots an Länder und Gemeinden, Zuschläge zur Reichseinkom¬mensteuer zu erhöbe» , bedeutet für die Länder di« völlige
finanzielle Abhängigkeit vom Reich. Ihr Steuersystem erträgt
angesichts des Umsichgreifens der Reichsbesteuerung, die all¬
mählich alle Gebiete an sich zieht, keinen Ausbau nach irgendeiner Seite hin. Sie werden daher ihre Kulturaufgaben nur
erfüllen können, wenn das Reich ihnen genügend Zuschüsseleistet. Geschieht das nicht , so werden fie kulturell verküm¬
mern und das Reich wird , wenn diese kulturelle Verkümme-
rung nicht ertragen werden kann und will , auch die Kulturauf¬
gaben, die vom Staat besorgt wurden , an sich ziehen . Das
Schicksal der Bundesstaaten , jetzt Länder genannt , ist damit
besiegelt. Die Gemeinden, denen die Einkommenssteuer gleich¬
falls weggenommen wird, werden den Ring , den das Reich da¬
mit um sich legt, sprengen müssen. Sie werden sich ein selb¬
ständiges Leben und damit einen selbständigen Aufgabenkreis
erkämpfen müssen, wenn fie eigene Mittel zur Verfügung
haben . Die Folge wird sein, daß fie in Form von Gebührenindirekte Steuern erheben. Die Wasser- , Elektrizitäts - , Stra¬
ßenbahnbau - , ober auch Kanal - und Abfuhrgebühren . Beiträge
zur Straßenreinigung , Schlachthofgebühren, ferner Taxenund Sporteln für alle möglichen Verrichtungen städtischer Be-
amter werden solange angezogen, bis die Beträge di« Weg¬
nahme der Reichseinkommensteuerzuschlägc ausglerchen . Wir
werden hier die ergötzliche Erscheinung erleben , daß die fort¬
schrittliche Demokratie , wie fie der heutige Staat repräsentiert ,Maßnahmen trifft , die die Gemeinden rücksichtslos zu einem
indirekte» und noch dazu verkappten indirekten Steuersystem
zwinge».

Jetzt steht die ganze Zukunft der Länder und der Gemein¬
den auf dem Spiel , und die Reichsregierung mag sich über¬
legen , ob fie dieses Gesetz an die Nationalversammlung brin¬
gen kan» . Die Nationalversammlung aber soll sich darüber
klar sein, daß der Zustand, wie er hier geschaffen werden soll ,eines Tages zerschlagen wird , wenn in deutschen Ländern und
Gemeinden überhaupt noch ein Wille zum Leben innewohnt .
Noch nie seit der Revolution standen wir vor Maßnahmen von
solcher Tragweite , es sei denn der Friedensschluß . Der Uni -
tarismus feiert Triumphe . Der alte Kampf zwischen Reichund Bundesstaat um die Steuerhoheit wird zugunsten des
Reichs" restlos erledigt. Gleichzeitig aber wird — »nd das istdas Unerträgliche und Unmögliche —- ein Schlag ausgeführt ,der die Selbstverwaltung in Land und Gemeinde zertrüm¬mert ."

Ei»r verblüffe»de Enthüllung .
Bon seinem parlamentarischen Mitarbeiter gehen denk

„Renen Mannheimer BolkSblatt" folgende Betrachtungen znz
«In der Freitagsfihung des parlamentarischen Untersu¬

chungsausschusses kam es zu großem Staunen und Aufseher»über eine in der Lat völlig überraschende und verblüffendeEnthüllung , die der Reichsminister David machte . David teiltein Erwiderung auf die heftigen Vorwürfe Helfferichs mit ,daß im Dezember 1916 eine neutral « Macht eine« Friedens¬schritt unternommen hatte, der im Rahmen der Gesaintereig -
niffe „außerordentlich verheißungsvoll" gewesen sei . Daviderklärte , daß dieser Schritt eine wichtige Ergänzung zu dep
damaligen im Flusse befindlichen Wilson'schen Friedensaktiortzgewesen wäre . Ein gewaltiges Aufsehen erregte eS , als Da¬vid hinzufügte : „Hätte der Reichstag davon gewußt» so hättedie ZentrnmSfraktton «ater keine « Umständen ihre EinwU-
kigung zur Erklärung des uneingeschränkte» U-BootkriegeS ge¬geben." Wir stehen hier einer Erklärung von einer ganz ge¬waltige »» politischen Tragweite gegenüber. Der damalig «!Reichstag hat, wie David feststellte , von diesem Schritt einerneutralen Macht nichts erfahren . Auch bisher hat das Bol»keine Kenntnis davon erhalte«, weil die besonderen Interes¬sen dieser neutralen Macht eine öffentliche Erörterung dieser ;Angelegenheit nicht zuließen . David erklärte, daß er die Tat¬
sache selbst aber erwähnen müsse, um den Nachweis für die
Richtigkeit seiner, von Helfferich auf das schärfste angefeinde¬ten Behauptung zu liefern , daß damals das deutsche Volk, der
Reichstag an der Spitze, „hinters Licht" geführt worden sei .Man kann es nur lebhaft bedauern, daß auch jetzt über dies«;überaus wichtige Angelegenheit nicht näher gesprochen wordenist und gesprochen werden kann. Die Politik der damaligenZentrumsfraktion würde durch eine Klarlegung dieser Vor¬gänge in einem andern Lichte erscheinen , wie das heute, zuu,Teil auch noch in unseren eigenen Reihen, der Fall ist. DigErklärung Davids ist jedenfalls nicht nur in Beurteilung de?gesamten damaligen innen - und außenpolitischen Lage außer¬ordentlich wertoll, fie ist auch nicht minder wichtig in rück¬schauender Betrachtung der Gesamtpolitik der damaligen Zen¬trumsfraktion . Dazu kommt, daß mit dieser ganzen Angele¬genheit das überaus trübe Kapitel der von den seinerzeit ver«.antwortlichen Männern und AmtSstellen beliebte« Unterrich,tnng der Öffentlichkeit und zwar nicht nur der Presse, sonder»auch der Volksvertretung angeschnitten wurde. Hat doch auch)jetzt wieder der ehemalige Staatssekretär Zimmermann seine :damalige wissentlich falsche Information der Pressevertreterüber die Wilson ' sche Friedensaktion als „ taktisches Manöver "
zu entschuldigen versucht . Und er kommt sich auch heute noctzwunder wie gescheit darüber vor ! "

Nus der Landeshauptstadt .
oc . Erhebung einer zweiten Nachumlage. Durch Bewilli -

gung einer Beschaffungszulage an di« städtischen Beamten ,Lehrer und Arbeiter und die Notwendigkeit, eine Anzahl imi
Lause des Jahres aus Anlehensmitteln bestrittener Aus¬
gaben auf Wirtschaftsmittel zu übernehmen, ergibt sich fürdie Wirtschaft des Jahres 1919 eine Unzulänglichkeit vorp4 761500 M . Zur 'Deckung wird eine zweite Nachumlage er¬hoben und zwar von 6 Pf . von 100 M . Stellenwert des Lie»,genschasts- und Betriebsvermögens und 55,2 Pf . von 1 M ..der erhöhten staatlichen Emkommensieuersätze.

Badisches Landestheater . Am Freitag , den 28 . d . M ., findetin dieser Spielzeit von Johann Strauß , „Eine Nacht im
Venedig" statt . Das Werk konnte in der vergangenen Spiel »zeit infolge , der Kohlensperre nur zwei mal gegeben werden .In dqp dies,ährigen Aufführungen ist die Besetzungder Haupt -rollen dieselbe geblieben, wie im Vorjahre, mit Ausnahmeder Partie der Cibuletta , die in di« Hände von Fräulein NellyhSchlager übergegangen ist . Außerdem werden im 3. Akt vondem gesamten Ballettkorps, sowie den Solotänzerinnen FrarpLeger -MertenS und Fräulein Cilla Hermann zwei große Bal¬let -Divertissements ausgeführt . Die musikalische Leitung liegtin den Händen von Herrn Kapellmeister Schweppe, die szenischq,bei Herrn Norden.

Senff -Georgis einziger Lustiger Abend findet — laut An«,zeige — am Donnerstag , den 27. November, abend»8 Uhr im Eintrachtsaal statt. — Senff -Georgi gehört, so wirdffuns geschrieben, zu den wenigen VortragSkünsüern, denen di«Fvohlaune Herzensbedürfnis ist . Sein unverwüstliches Temi*.perament und sonniger Humor sichern ihm auch die großen,Erfolge , die er allerorts erzielt . — ES ist ratsam , sich rechtzeitigmit Karten zu versehen, die es in der HofmufikalienhandlunFDr . Doert bereits gibt.

Stsatssnzerger.
Höchstpreise für Butter und Butterschmalz betr .

Die Kommunalverbände werden ermächtigt, die Kleinver¬kaufspreise für Butter und Butterschmalz abweichend vonunserer Bekanntmachung vom 13. Juni 1919 (StaatSanzeigepNr . 137 vom 14. Juni 1919) festzusetzen . Vor der Festsetzungist die etwa bestehende örtliche Preisprüfungsstelle zu hören «Die Preisfestsetzung bedarf der Genehmigung ver Landesseit¬stelle.
Der nach Ziffer 19 der Bekanntmachung vom 30. Oktober1918 (Staatsanzeiger Nr . 255 vom 1. November 1918 ) zuläs¬sige Zuschlag von 10 Pfennig über den Erzeugerhöchstpreisfür Butter und Butterschmalz bei Lieferungen über die Soll¬menge, wird auf 25 Pfennig erhöht.
Diese Bekanntmachung tritt am 1. Dezember 1919 in Kraft ,
Karlsruhe , den 20 . November 1919.

Ministerium deS Innern .
Remmele . BrauiK

Die Meteorologie in Baden betr.
Die Dienstgeschäfte des Zentralbüros für Meteorologie und

Hydrographie aus dem Gebiet der Meteorologie werden künf¬tig von der der Oberdirektion des Wasser - und Straßenbauesunterstellten Badischen Landrswetterwarte in Karlsruhe be¬sorgt , während die Dienstgeschäste auf dem Gebiet der Hydro¬graphie von der OLerdirektion des Wasser - und StraßenbaueHunmittelbar erledigt werden.
Karlsruhe , den 17. November 1919.

Badisches Arbeitsministerium.
Rückert . Reichert,

Errichtung einer zweiten Apotheke ia Singen a. H. betr .
In Singen a. H. soll eine zweite Apotheke errichtet werden ,Die persönliche Berechtigung zum Betrieb derselben wirL

hiermit zur Bewerbung ausgeschrieben .
Bewerbungen sind binnen 4 Wochen unter Anschluß der «W

forderlichen Zeugnisse hierher einzureichen.
Karlsruhe , den 20. November 1919.

Badisches Ministerium deS Innern .
Der Ministerialdirektor :

Arnold . DvqrW,



Amtliche Nekanntmachung .
Bekanntmachung

Liber Einfuhr ausländischer Sohle auf de«
Wasserweg «nd ihr« Verteilung.

Vom 8. September 1919 .
Auf Grund der 88 47 und 65 in Verbindung mit

§ 125 der Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über
die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 21 . August 1919
(Reichs -Gesetzblatt S - 1449 ) und auf Grund der Be¬
kanntmachung über Regelung des Verkehrs mit Kohle
vom 24. Februar 1917 (Reichs -Gesetzblatt S . 167 ) be¬
stimme ich :

8 1 . Die Einfuhr ausländischer Kohle auf dem
Wasserwege bedarf der Genehmigung des Reichskom -
miffars für die Kohlenverteilung.

8 2. Anträge auf Einfuhrgenehmigung sind an
den Reichskommissar für die Kohlenverteilung, Ab¬
teilung Einfuhr , in Berlin, Kurfürsten stratze 117 , zu
richten. Sie haben neben dem Antrag auf Geneh¬
migung der Einfuhr Angaben über Herkunftsland ,
Art und Menge der Kohle, Lief^ zeit. Einfuhrhafen ,
Preise und Zahlungsbedingungen zu enthalten - An¬
tragsformulare find beim Reichskommissar für die
Kohlenverteilung erhältlich.

8 3. Der Reichskommissar für die Kohlenverteilung
erteilt die Genehmigung in Verbindung mit dem Reichs¬
wirtschaftsminister

Die Erteilung hat auf dem schnellsten Wege zu er¬
folgen.

8 4. Die Genehmigung darf nur erteilt werden :
1 . Kohlenhändlern , die schon vor dem 1 . August 1914

ausländische Kohle eingeführt haben,
2. sonstigen Kohlenhändlern und Kohlenhändlerver¬

bänden . für deren Zulassung wichtige Gründe
sprechen ,

3 Verbrauchern der im 8 ^ Ziffer 3 bezeichneten
Art .

§ 5. Die Genehmigung wird unter der Verpflich¬
tung erteilt , folgende Bestimmungen innezuhalten :

1. die Eisenbahn durch die Beförderung der Kohle
nicht erheblich in Anspruch zu nehmen,

2. die Kohle unmittelbar an den Verbraucher zu ver¬
kaufen oder zu liefern,

3 . die Kohle nur an Gas -, Wasser - und Elektrizitäts »
Werke und an solche industrielle Verbraucher zu
verkaufen und zu liefern, die die Kohleüberwiegend
zur Herstellung von Ausfuhrwaren verwenden, da¬
gegen nicht an industrielle Verbraucher, die sie vor¬
wiegend zur Herstellung von Inlandswaren ver¬
wenden.

Der Reichskommissar für die Kohlenverteilung kann
aus wichtigen Gründen Ausnahmen bewilligen.

8 6. Wer die Einfuhrgenehmigung erhalten hat , ist
verpflichtet , dem Reichskommissar für die Kohlenvertei¬
lung unverzüglich

1 . nach Abschluss eines Vertrags auf Lieferung aus¬
ländischer Kohle auf dem Wasserwegenach Deutsch¬
land die Mengen zu melden,

2 . nach Eintreffen des Telegramms den Abgang des
Dampfers zu melden,

3. nach Eintreffen des Konnossements eine Ausfer¬
tigung vorzulegen,

4- nach Löschung des Dampfers eine Liste über die
Verteilung der Kohle auf die Verbraucher einzu¬
reichen , bei Weiterbeförderung der Kohle mit Kähnen
die Aufteilung auf die Kähne und nach Löschung
dieser die Verteilung auf die Verbraucher zu mel¬
den, schliesslich , wenn ein Teil der Brennstoffe auf
Lager genommen wird, dies in der Liste und Mel¬
dung zu vermerken und dann wöchentlich den Ver¬
sand vom Lager unter Angabe der Mengen und
der Verbraucher zu melden.

8 7 . Der Reichskommissar für die Kohlenverteilung
hat dem Einführenden nach Empfang der Meldung
über den Abgang des Dampfers einen Einfuhrschein
' uiszuhändigen . Der Einführende hat den Schein der
Zollbehörde des deutschen Löschhafensworzulegen . Die
Zollbehörde darf den Dampfer oder Kahn nur gegen
Vorlegung des Einfuhrscheins zur Löschung freigeben

8 8 . Jeder Verbrauch« der Kohle hat unverzüglich
nach ihrem Empfange dem Reichskommiffar für die
Kohlenverteilung die Mengen d« Kohle, den liefernden
Händler, die Nummer des Einfuhrscheins des Händ-
lers und den Namen des Dampfers oder Kahnes , mit
dem die Kohle nach Deutschland befördert worden ist,
zu melden. Der liefernde Händler ist verpflichtet, den
Verbraucher auf diese Meldepflicht hinzuweisen und
ihm die zur Meldung erforderlichen Angaben zu machen.

Die Meldepflicht nach den monatlichen Bekannt¬
machungen des Reichskommissars für die Kohlenver¬
teilung üb« die Meldepflicht der gewerblichen Kohlen¬
verbrauch« mittels d« Kohlenmeldekartewird hierdurch
nicht berührt .

8 9 . W« den Verpflichtungen aus 8 3 Ziffer 1 bis
3, 8 6 Ziffer 4 oder 8 8 vorsätzlich zuwiderhandelt ,
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld¬
strafe bis zu zehntausend Mark oder mit ein« dies«
Strafen bestraft .

Neben der Strafe kann aus Einziehung d« Kohle
erkannt werden, auf die sich die Zuwiderhandlung be¬
zieht, ohne Unterschied ob sie dem Täter gehört oder
nicht.

8 10 . Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der
V« kündigung in Kraft .

Nach Bildung des Reichskohlenrats und des Reichs-
kohlenverbandes entscheiden diese in Gemeinschaft mit
dem Reichswirtschaftsminister über ihr« Weitergeltung .

Berlin , den 8. September 1919 .
Der Reichswirtschaftsmimster .

Schmidt .

Vorstehende Bekanntmachung bringen wir hiermit
zur öffentlichen Kenntnis .

Badisches Bezirksamt . O -Z.308
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Karlsruhe , Herreustratze 18.

Aktuar
auS dem Justizdienst zum alsbaldige» Eintritt gesucht .
Vorläufiger Gehalt 2100 bis 3600 und Teuerung »
zulagen von 3000 und 144 für Ledige . Aussicht
auf GehaltSverbefserung und Beförd« ung . Nähere
Auskunft erteilt das H228

Grundbuchamt Freiburg.

Bekanntmachung.
rvir bringen hierinit für allgeineinen

Aenntnis , dast der Zinsfuß für Einlagen
von , ls . Januar IY2V an auf

3 V- Prozent
festgesetzt ist.

Aensingen , 22 . November sys - .

MWe MO jimziliW

V WLeMer
für m. Felleinlegesohlen etc .

sofort gesucht.
K. Neubert , Leipzig,

Katharinenstrahe 20.

BSigeiW Rechtspflege.
a . Streitige Gerichtsbarkeit .

P .32L .1 . Karlsruhe. In
der Ehescheidungssachedes
Monteurs Gustav . Erath
Ehefrau, Emilie geb . ReUing
in Ersingen gegen ihren
Ehemann, zuletzt wohnhaft
gewesen in Freiburg i - B -,
jetzt an unbekannten Orten ,
ist neuer Termin zur mündl
Verhandlung auf
Montag,den 19.Januar 1919,

vormittags 9 Uhr,
bestimmt.

Die Klägerin ladet den
Beklagten zu diesem Ter¬
min vor die 5. Zivilkammer
des Landgerichts Karlsruhe
mit der Aufforderung , sich
durch einen bei diesem Ge¬
richte zugelaffenen Rechts¬
anwalt als Prozetzbevoll-
mächtigten vertreten zu
taffen-
Karlsruhe , 18. Nov. 1919.

Der Gerichtsschrriber des
Landgerichts .

P .46.2 .1 Rastatt. Das
Amtsgericht Rastatt hat
heute folgendes ^

Aufgebot
erlaffen :

Die Privatier Julius Du
BoiS Witwe geb . Petsch in
Frankfurt a . M ., vertreten
durch Rechtsanwalt Kästner
in Rastatt , hat beantragt ,
das Aufgebot des Hypo-
thekenbriefes zu erlassen,
d« vom Grundbuchamt
Rastatt Band 20 Heft »
III . Abteilung Nr . 8 auf
dem Grundstuck Lgb. Nr -
172 , Kaiserstrasse7 (Stadt -
apotheke) in Rastatt , Eigen¬
tum des Apothekers Karl
Stadl « und seiner Ehefrau
Antonia Hermine geb. Koch
—jetzt ger Grundstückseigen¬
tümer Apothek « Albert
Schindler — zugunsten des
Apothekers Emil Winter
und dessen Ehefrau Mar¬
garetha geb . Hahn z. Zt .
in Erfurt für eine Brief¬
hypothek aus Kaufschilling
in Höhe von restlich 18800 ^
eingetragen und laut nota¬
rieller Urkunde von den
obengenannten Gläubigern
an die Antragstellerin ab¬
getreten ist.

Der Inhaber dieser Ur¬
kunde wird aufgefordert ,
spätestens in dem auf :
Dienstag, de« 18. April 19SV ,

vormittags 9 Uhr ,
vor dem Amtsgericht
Rastatt anberaumten Auf¬
gebotstermine seine Rechte
anzumelden und dieUrkunde
vorzulegen, widrigenfalls
die Kraftloserklärung der
Urkunde erfolgen wiü ».
Rastatt , 6. November 1919 .

Gerichtsschreibrrei
des Amtsgerichts .

Die Prüfung im Hnf-
beschla, »etr.

Mit Bezug auf § 2 der
Verordnung vom 24. Juli
1884 (Gesetzes - und Ver¬
ordnungsblatt Nr - XXX ,
Seite 347 ) wird bekannt
gegeben, dass die öffentliche
Prüfung im Hufbeschlag
Samstag , de» SV. Dezember

1919, vormittags 8 Uhr
beginnend , in der Huf -
beschlagfchule zu Freibnrg
und

Montag, de« 29. Dezember
1919, vormittags 9 Uhr
beginnend, in der Huf¬
beschlagschule zu Mann¬
heim stattfinden wird.
Wer die Prüfung ablegen

will, hat bei dem Bürger¬
meisteramt seines Wohn¬
orts ein schriftliches Gesuch
unter Namhaftmachung
derjenigen Schiffe einzu¬
reichen , an weicher er die
Prüfung abzulegen gedenkt .

Der Anmeldung müssen
der Geburtsschein des Be¬
werbers und der bürger¬
meisteramtlich beglaubigte
Nachweis über die minde¬
stens vierjährige Tätigkeit
im Schmiedehandwerk, und
wenn der Bewerber eine
Hufbeschlagschule , eine Ge¬
werbeschuleodereine andere
Anstalt behufs sein« Aus¬
bildung besucht hat, auch
die Zeugnisse des Vorstan¬
des dies« Anstalten beige¬

liegt sein.

, Das Bürgermeisteramt
hat das Gesuch alsbald dem
Ministerium de» Innern
vorzulegen, welches den Be-
wech« , falls seine Zulas .
sung genehmigt wird, zur
Prüfungsvornahme vor.
laden wird.

Für diejenigen Schmiede,
welche zur Zeit der Gesuch¬
stellung an einem Unter¬
richtskurse der staatlichen
Hufbeschlagschulen teilneh¬
men, find die Gesuche nebst
den obenbezeichneten Be¬
legen von dem Vorstand
der betreffenden Schule dem
Ministerium des Innern
vorzulegen.

Der einberufene Schmied
hat sich zur bestimmten Zeit
mit einem vollständigenBe¬
schlagzeug in guter Be¬
schaffenheit , sowie miteinem
Schurzfell versehen.amPrü -
fungSort einzufinden und
durch Vorzeigen de» Ein¬
berufungsschreibens sich
üb« seine Person auSzu-
weisen. .

Für die Vornahme d«
Prüfung hat der Bewerber
eine Gebühr von 10 Mk.
zu entrichten. Unbemittel-
ten kann die Taxe durch
das Ministerium desJnnern
ganz oder teilweise nachge¬
lassen werden.

Karlsruhe , 19 . Nov. 1919 .
Bad. Ministerium des Inner ».

Der Ministerialdirektor :
Arnold . Braun -

MMMbW .
Beim städt. Hauptsekreta¬
riat ist die planmäßige
Stelle eines
Sekretariats -

Assistenten
alsbald zu besetzen.

Die Stelle ist im Ge¬
haltstarif in Klaffe VI ein-
gereiht: Mindestgehalt 2100

Höchstgehalt 3600 ^ l,
Zulage alle 2 Jahre 190
Teuerungsbezüge nach den
staatlichen Grundsätzen .
Es kann ein erhöhter An-
fangsgehalt bewilligt wei¬
den .

Bewerber auS der Zahl d«
Aktuare, welche im Sekre¬
tariats - und Registratur¬
dienst erfahren und in
Schreibmaschineund Steno¬
graphie gewandt sind. wol-
len ihre Gesuche unter An¬
gabe der Gehaltsansprüche
und unt « Beifügung von
Zeugnissen bis zum 10. De¬
zember d . Js . bei uns ein¬
reichen . H .226.2 .1
Freiburg i .Br,21 . Nov. 1919
Das StadtratS - Sekretariat

Ehlgötz -

MMWWU .
Bad. Forstamt Durlach

verpachtet am SamStag ,
den 6. Dezember d. I .,
vorm. HIV uhr . auf sei .
nem Geschäftszmmer
in Durlach , Turmberg ,
stratze 5, die Ausübung
der Jagd im Domünen-
walde Hohberg, Gemar¬
kung Jöhljngen , mit einer
Flächengrösso von 188
Hektar vom 1. Februar
1920 an auf weitere 6
Jahre . Die Pachtbedin¬
gungen können! bis zum
Tage der Verpachtung auf
genanntem Geschäftszim¬
mer eingesehen werden ,
auch erteilt Domänen¬
waldhüter Volk in Wösch¬
bach nähere Auskunft .
Pachtliebhaber, .welche dem
Forstamt nicht bekannt
sind, haben sich bei der
Verpachtung über ihre
Jagdpachtfahigkeit auszu .
weisen. P .9.2 .1
Durlach . 18. Nov. 1919 .

Badisches Forstamt .

IV . Abteilung , bestehend
aus ca. 1200 d» Aeld,tWald
und Wiesen.

Als Bieter werden nur
solche Personen zugelassen,
welche sich im Besitze eure»
JagdpasseS befinden, od«
durch ein schriftliches Zeug¬
nis der zuständigen Be-
Hörde (Bezirksamt ) Nach¬
weisen, daß gegen die Er¬
teilung des Jagdpasse »
Bedenken nicht bestehen.
Malsch , 7 . November 1919 .

Der Gemrindrrat:
Deubel .

Kunz .
O»s .:

ZOoMWllg .
Am Donnerstag , den 11.

Dezember d . I .. vormit¬
tags 11 Uhr. versteigert
die Gemeinde Oos auf
dem Rathaus (Zimmer 5)
die Ausübung der Jagd
auf ihrer Gemarkung , be¬
stehend aus 2 getrennten
Jagdbezirken auf weiter«
6 Jahre .

Als Biet « werden nur
solche Personen zugelas.
sen, welche sich im Besitze
eines Jagdpaffes befin¬
den, oder durch eia
schriftliches Zeugnis der
zuständigen Behörde Nach¬
weisen. dass gegen diq
Erteilung eines Jagdpas¬
ses kein « Bedenken be¬
stehen.

Die näheren Bedingun -
gen können auf dem Rat¬
hause dahier eingesehett
werden.

Oos . 21. Nov. 1919.
Der Gemeinderat

I . B . : Ihle .

ZlOMWlhtllllg .
Die Gemeide Präg vew

pachtet am Mittwoch de»
1V Dezember 1919, nach¬
mittags S Uhr, im Rathause
in Präg die Jagd auf ihr«
Gemarkung , bestehend au»
zwei Jagdbezirken mit zu¬
sammen 1196 tm Flächen¬
inhalt , auf weitere 12 Jahre
im Wege öffentlicher Ver-

eigerung . H .230.2.1
Die Bedingungen werde«

vor der Versteigerung be¬
kanntgegeben. Steige¬
rungsliebhab « sind freund-
lichst eingeladen -

Präg , 21 . Noq. 1919.
Der Gemeinderat:

Böhler , Bürgermeister -

MllWtztW.
Am Mittwoch » den 2«. Rv»
vember d. IS ., nachm- 2*/,
Uhr, wird die Jagd d«
Gemarkung Reichenbach im
Rathause daselbst auf die
Dauer von 6 Jahren öffent¬
lich verpachtet, wozu Jagd -
liebhaber auf genannte
Zett eingeladen werden.

Die Gemarkung umfaßt
ca.454 Hektar Feld u . Wald-

Reichenbach , 21 . Nov. 1919.
Der Gemeinderat:

Vogel , Bürgermeister .
Kunz , Ratschr.

LichlllU
m W - Mme »
nach Finanzministerialver -
ordnung vom 3 - Januar
1907 öffentlich zu vergeben.
Angebote— Vordruckedazu,
mit Bedingungen usw. auf
postfreie Anfrage von un »
erhalt!. — mit der Aufschrift
„Verdingung von Holz-
schnittwaren - spätester̂
SamStag. de« 18. Dez 191»,
10V, Uhr vormittags , ver-
schloffen und postfrei beim
Maschinentechnische» Baren»
der Ge»eraldirektion KarlS-
rnhe i. B. einzureichen.

ZuschlagSfrist 3 Wochen .

Die Gemeinde Malsch,
Amt Ettlingen , verpachtet
am Montag, de» 1. Dezem¬
ber 1919, nachmittags 8 Uhr ,
auf dem Rathaus daselbst
die Ausübung der Jagd
auf ihrer Gemarkung auf
6 Jahre , vom 1 . Februar
1920 bis 31 . Januar 1926
in vier Abteilungen und
zwar :

1 . Abteilung, bestehend
aus ca - 800 h» Feld, Wald
und Wiesen.

2 . Abteilung, bestehend
aus ca- 500 d» Feld, Wald
und Wiesen.

III . Abteilung , bestehend
aus ca . 700 K» Feld und
Wiesen .

der Schalterhalle de<
Personenbahnhofs Karls¬
ruhe ist auf 1- März 1920
zu verpachten. Mit Leu¬
munds - und Vermögen ».
zeugniS belegte Pachtange -
bote sind unter d« Auf¬
schrift „Pacht de» Zigarren -
Verkaufsgeschäfts im Per¬
sonenbahnhof Karlsruhe "
bi» zum 15. Dezember 191»
verschlossen bei derBetriebs «
Lnspektion Karlsruhe ein-
zureichen, bei der anch die
Bedingungen erhoben

können. . P -63den
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